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Unterlässt es das Europäische Parlament, der Europäische Rat, der Rat, die Kommission oder die
Europäische Zentralbank unter Verletzung der Verträge, einen Beschluss zu fassen, so können die
Mitgliedstaaten und die anderen Organe der Union beim Gerichtshof der Europäischen Union Klage auf
Feststellung dieser Vertragsverletzung erheben. Dieser Artikel gilt entsprechend für die Einrichtungen
und sonstigen Stellen der Union, die es unterlassen, tätig zu werden.

Diese Klage ist nur zulässig, wenn das in Frage stehende Organ, die in Frage stehende Einrichtung oder
sonstige Stelle zuvor aufgefordert worden ist, tätig zu werden. Hat es bzw. sie binnen zwei Monaten nach
dieser Aufforderung nicht Stellung genommen, so kann die Klage innerhalb einer weiteren Frist von zwei
Monaten erhoben werden.

Jede natürliche oder juristische Person kann nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 vor dem Gerichtshof
Beschwerde darüber führen, dass ein Organ oder eine Einrichtung oder sonstige Stelle der Union es
unterlassen hat, einen anderen Akt als eine Empfehlung oder eine Stellungnahme an sie zu richten.

Zitiervorschlag: Art 265 AEUV
Quelle: EUR-Lex, abgerufen 22.07.2026
Nicht-amtliche konsolidierte Fassung — verbindlich ist der im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Wortlaut
(eur-lex.europa.eu: https://eur-lex.europa.eu)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/AEUV/265

nu:legal Art 265 AEUV

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: eur-lex.europa.eu
Seite 1 von 1Quelle: EUR-Lex, abgerufen 22.07.2026


